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Spät, aber doch noch: Eigentlich
hätte Ignazio Cassis dem Par­
lament bis Ende 2019 den UNO-
Migrationspakt vorlegen sollen.
Jetzt,mit einem JahrVerspätung,
hat der Aussenminister den Auf­
trag erfüllt.Auf seinenAntrag hat
der Gesamtbundesrat den Pakt
ansParlamentweitergeleitet.Die­
ses muss nun beraten, ob die
Schweiz dem «Globalen Pakt für
eine sichere, geordnete und regu­
läreMigration»beitreten soll – so
wie das über 150 Länder schon
lange getan haben.

Damit kommt ein Thema
wieder aufs Tapet, das 2018 zu
heftige Debatten geführt hat.
Die Kritik am UNO-Pakt war
damals derart gross, dass der
Bundesrat darauf verzichten
musste, an die Unterzeichnungs­

zeremonie nach Marrakesch zu
reisen. Später, in der UNO-Ge­
neralversammlung, gehörte die
Schweiz zu jenen 17 Staaten, die
den Pakt ablehnten oder sich der
Stimme enthielten. Ihnen gegen­
über standen 152 Länder, die
Ja sagten. Die Stimmenthaltung
der Schweiz war spektakulär,
weil ausgerechnet der damalige
SchweizerUNO-Botschafter Jürg
Lauber bei derAusarbeitung des
Pakts eine entscheidende Rolle
gespielt hatte.

Seither ist es ruhig geworden
um den Pakt, doch die Kritik ist
nicht verschwunden. Das offen­
barte sichamMittwoch:UeliMau­
rer (SVP) wollte den Beitritt der
Schweiz schon im Bundesrat mit
einem vertraulichen Mitbericht
stoppen – vergeblich. Am Nach­

mittag doppelte die SVP nach. In
einer Medienmitteilung sprach
sie von einem «Migrations-Mo­
gelpakt».DasArgument, es hand­
le sich dabei um rechtlich nicht
verbindliches Soft Law, sei «reine
Augenwischerei». Die Erfahrung
zeige, dass aus Soft Law Rechts­
ansprüche abgeleitetwürdenund
«sich plötzlich fremde Richter in
Ausländerfragen einmischen».

Die Skepsis ist auch in den
anderen bürgerlichen Parteien
verbreitet. «Wirmüssen denText
ganz genau anschauen, um
herauszufinden, ob er dereinst
rechtlich verbindliche Wirkung
fürdie Schweiz entfaltenkönnte»,
sagtMitte-NationalrätinElisabeth
Schneider-Schneiter. «DerTeufel
liegt meist im Detail.» Cassis’
FDP-Fraktionhat sich schon2018

mehrheitlich gegendenPakt aus­
gesprochen.WiedieFDPsichheu­
tepositionierenwerde,sei schwie­
rigvorauszusagen, sagt Ständerat
Damian Müller. Er – und wohl
auch seine Fraktionskollegen –
würden nun «eine differenzierte
Auslegeordnung»machen.«Aber
die Grundhaltung ist kritisch.»

Schaden für Genf
Dochwaswürde passieren,wenn
die Schweiz den Pakt ablehnte?
Das wollte Innenminister Alain
Berset (SP) imBundesratwissen.

In seiner schriftlichenAntwort
warnte Cassis davor, eine Ableh­
nung könnte Genf schaden. Tat­
sächlich wäre es brisant, wenn
ausgerechnet die Schweiz dem
Migrationspakt dauerhaft fern­
bleiben würde. Denn die Inter­

nationaleMigrationsorganisation
undauchdasUNO-Hochkommis­
sariat fürFlüchtlinge haben ihren
Sitz in Genf. Zudem hielt Cassis
in seiner Antwort fest, ein Nein
könnte auch die Schweizer Kan­
didatur fürdenUNO-Sicherheits­
rat negativ beeinflussen.

Dass sich Cassis für den Mig­
rationspakt starkmacht,warnicht
immer klar. Im Herbst 2018 er­
weckte er imBundesrat,aberauch
mit öffentlichen Äusserungen
denEindruck,er selberzweifle an
demAbkommen. Jetzt betont sein
Departement,derPakt sei «im In­
teressederSchweiz».Rechtlich sei
er fürdie Schweiz «nichtverbind­
lich», es bestehe «keine Grund­
lage dafür, dass der Migrations­
paktTeil desVölkerrechtswerden
kann». Das heisst: Auch in Zu­

kunft könne die Schweiz über
dasAusmass ihrer Zuwanderung
selber entscheiden, so das EDA.

Dass der Bundesrat einen sol­
chenPakt demParlamentvorlegt,
ist inderVerfassunggarnichtvor­
gesehen. Ende 2018 haben beide
Kammern den Bundesrat mittels
Motionendazugezwungen.Doch
selbst wenn das Parlament Nein
sagenwürde,könnte derBundes­
rat dem Pakt immer noch bei­
treten. Das hält der Gesamt­
bundesrat explizit fest. Dass die
Landesregierung einen solchen
Entscheid aber gegen denWillen
der Parlamentsmehrheit treffen
würde, scheint ziemlich unwahr­
scheinlich. Umso heftiger könnte
dieDebatte imParlamentwerden.

Markus Häfliger

Cassis will den UNO-Migrationspakt doch noch durchboxen
Aussenminister macht Druck Mit zwei Jahren Verspätung soll die Schweiz beitreten. Doch schon legt sich ein Bundesrat quer.

Rahmenabkommen In der Schweiz
mobilisierendieGegnerdesRah­
menabkommens, doch der Bun­
desrat intensiviert in Brüssel die
Suche nach einer Einigung mit
der EU. «Wir haben über die Klä­
rungengesprochen»,sagteStaats­
sekretärin Livia Leu amMittwoch
nach dem Gespräch am Sitz der
EU-Kommission. Die Schweizer
Chefunterhändlerinwill in 14Ta­
genwieder zurückkommen.

Leu war mit Mario Gattiker
angereist, Chef des Staatssekre­
tariats für Migration. Ein Indiz,
dass es jetzt konkret zur Sache
ging.DieChefunterhändlerinwar
bei einemerstenBesuchvorzehn
Tagen noch allein gekommen.
Leu war neu im Amt und wollte
ihre Gegenspielerin Stephanie
Riso kennen lernen,zuständig für
das Schweiz-Dossier im Kabinett
von Ursula von der Leyen.

Die EUwartet auf Vorschläge
Es werde einen «Zyklus» von
Gesprächen geben, stellt man
sich auch aufseiten der EU auf
eine längereDiskussion ein.Kon­
kret will der Bundesrat Klärun­
gen zu den drei Streitpunkten
Lohnschutz,Unionsbürgerricht­
linie und Staatsbeihilfen. Die EU
hat hier Flexibilität signalisiert,
aber bisher vergeblich auf kon­
krete Vorschläge gewartet. Man
werde selber Textentwürfe vor­
legen,wenndie Schweiz nicht lie­
fere, hiess es imVorfeld desTref­
fens in EU-Kreisen. Dort könnte
man sich vorstellen, dass etwa in
derErklärung zu den flankieren­
den Massnahmen noch einmal
bekräftigt wird, dass das Prinzip
«Gleicher Lohn für gleicheArbeit
amgleichenOrt» auch gegenüber
der Schweiz respektiert wird.
Nicht Hand bieten will Brüssel
für eine sogenannte Immunisie­
rung. Damit würde die Perso­
nenfreizügigkeit praktisch vom
Geltungsbereich des Rahmenab­
kommens ausgeklammert.

ObdieGesprächedie Scharder
Gegner des Rahmenabkommens
in der Schweiz überzeugen, ist
fraglich. Der Bundesrat hat mit
seiner zögerlichen Haltung zum
Rahmenabkommen ein Vakuum
entstehen lassen. Eine wachsen­
deGegnerschaftwill garkeinRah­
menabkommen oder einen an­
deren Vertrag ohne dynamische
Rechtsübernahme oder ohne die
Rolle des EuropäischenGerichts­
hofs bei der Streitschlichtung.

Stephan Israel, Brüssel

Chefunterhändlerin
Livia Leumacht
in Brüssel Tempo

Fabian Renz

Kinder, die den Anschluss zu
verlieren drohen,weil ihre Eltern
keinen Internetanschluss haben.
Lehrerinnen, die ihre Arbeits­
blätter persönlich zu den Schü­
lern nachHause bringenmüssen.
Jugendliche, die beim Lernstoff
mehrere Monate im Rückstand
sind. Es sind Erfahrungen, wie
sie von Lehrerinnen und Lehrern
aus den vergangenen zehn Mo­
naten berichtet wurden. Gemäss
Untersuchungen erlebten viele
vor allem den Fernunterricht
während des Lockdown im
Frühjahr 2020 als belastend.

Wie sich nun zeigt, beurteilen
die Vorgesetzten der Lehrkräfte
die Situation optimistischer.Dies
geht aus einer neuen, länder­
übergreifenden Studie hervor,
für die im Herbst über tausend
Schulleiter aus Deutschland, Ös­
terreich und der Schweiz befragt
wurden.

Schulen gut ausgestattet
S-CLEVER nennt sich das For­
schungsprojekt, das laut eigener
Beschreibung zum Ziel hat, den
Umgang der Schulen «mit den
pandemiebezogenenHerausfor­
derungen nachzuzeichnen».Auf­
fällig ist dabei nicht zuletzt, wie
gut gestimmt die Schweizer Be­
fragten im Direktvergleich mit
ihren Nachbarn sind, vor allem
mit den deutschen. Das veran­
schaulichen folgende Beispiele:
— 62 Prozent der Schweizer
Schulleiter sind uneingeschränkt
derMeinung, die «pädagogische
Qualität» könne «trotz der aktu­
ellen aussergewöhnlichen Situ­
ation» aufrechterhaltenwerden.
In Deutschland äusserten nur
37 Prozent diese Gewissheit.
— In der Schweiz halten es
64 Prozent für zutreffend, dass
man ungeachtet der schwierigen
Lage «pädagogische Fortschrit­
te» erzielen kann. In Deutsch­
land liegt dieser Anteil bei nur
45 Prozent.
— 58 Prozent der hiesigen
Schulleiter waren «zufrieden»
damit,wie es im Frühjahrs-Lock­
down an ihrer Schule lief, 30 Pro­
zent gar «sehr zufrieden». Unter
den Deutschen liegen diese An­
teile bei 50 respektive 16 Prozent.

Auffällig ist ferner,wie reich­

lich Schweizer Schulen mit di­
gitalem Equipment ausgestattet
sind. So verfügten die meisten
Lehranstalten schon vor der
Pandemie über Laptops.Und seit
dem Lockdown gab es für die
Mehrheit der Schülerinnen und

Schüler «dienstliche» E-Mail-
Adressen. In Deutschland sind
die entsprechenden Quoten
deutlich tiefer. In Österreich
liegen sie in der Mitte.

Die Zürcher Professorin Ka­
tharina Maag Merki, die den

SchweizerTeil der Studie verant­
wortet, warnt vor simplen Län­
dervergleichen: Die Zusammen­
hänge seien komplex. Richtig ist
aus Sicht von Maag Merki: «Je
höher der Digitalisierungsgrad
einer Schule, desto geringer
wurden die Herausforderungen
während des Lockdown erlebt.»
Einewichtige Rolle spielten auch
die Behörden:Woman die Infor­
mationspolitik und dieVorgaben
als hilfreich empfunden habe,
seien die Probleme als geringer
empfunden worden. Generell
hatten Primarschulen gemäss
Maag Merki mehr Schwierigkei­
ten als Sekundarschulen; auch
für Schulen mit vielen Kindern
aus bildungsfernen Familienwar
die Situation besonders heraus­
fordernd. Insgesamt aber sei die
Zufriedenheit der Schulleiterin­
nen und Schulleiter darüber,wie
es in ihrer Schule lief, erstaunlich
hoch gewesen, sagt Maag Merki.

In der Lehrerschaft kommt
man denn auch zu einem weni­
ger rosigen Fazit: Die Schullei­

tungen hätten eine «andere Rol­
le» und vielleicht auch eine «an­
dere Wahrnehmung», sagt Beat
A. SchwendimannvomDachver­
band Lehrerinnen und Lehrer
Schweiz. «Siewollen nach aussen
Erfolge kommunizieren und ein
positives Bild vermitteln. Es ist
ja auch die eigene Arbeit, die sie
hier bewerten.»

Viele Schulen seien von der
Entwicklung im Frühjahr völlig
überrumpeltworden, so Schwen­
dimann. Nur dem Einsatz der
Lehrpersonen sei es zu verdan­
ken,dass «derNotfall-Fernunter­
richt so rasch umgesetztwerden
konnte». Erschwerend hinzuge­
kommen sei, dass der Bundesrat
keine einheitlichen Schutzvor­
schriften für die Schulen erlas­
sen habe. «Alles in allem können
wir das einseitig positive Bild der
Schulleiter nicht bestätigen.»

Das S-CLEVER-Team wird im
Februar die nächsten Befragun­
gen starten.Danndürfte klarwer­
den, ob sich auch bei den Chefs
die Stimmung eingedunkelt hat.

Das Fazit der Schulleiter ist positiv
Digitalisierung im Lockdown In einer neuen Studie beurteilen die Schweizer Schulleiter den Fernunterricht
klar optimistischer als etwa ihre deutschen Kollegen – und als die eigene Lehrerschaft.

Schule zu Corona-Zeiten: Den Fernunterricht im Frühjahr 2020 empfanden viele Schüler und Lehrer als belastend. Foto: Urs Jaudas
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Jacqueline Büchi

Herr Salathé,wann kann
die Schweiz aus dem Lockdown
aussteigen?
Wir sind leider in einer Situa­
tionmitvielenUnbekannten.Wir
wissen zwar, dass sich die mu­
tiertenViren immerstärker in der
Schweiz ausbreiten – allerdings
kennenwirnochnicht alle Eigen­
schaften dieser Varianten. Dazu
kommt ein Problem, das mich
persönlich stark umtreibt: Die
Datenlage zur Pandemie ist in
derSchweiz auchnach einem Jahr
nochungenügend.Auf dieserBa­
sis eine Exit-Strategie formulie­
ren zumüssen, ist für Politik und
Verwaltungkeine leichteAufgabe.

Redenwir zuerst kurz über
dieMutation: Die gesamten
Fallzahlen in der Schweiz
sinken seitWochen. Ist es
dennwirklich sicher, dass
dasmutierte Virus die
Infektionszahlenwieder in
die Höhe treibenwird?
Szenarien gibt es viele. Ent­
scheidend wird sein, auf wel­
chem Infektionsniveau wir zu
lockern beginnen und wie gut
unser Contact-Tracing ist. Wir
wissen zudem weiterhin noch
zu wenig darüber, wie viel an­
steckender die mutierten Viren
sind, ob sie tödlicher sind oder
eher Langzeitfolgenverursachen
als die herkömmlichen.

Wann rechnen Siemit
fundierten Daten hierzu?
Das ist ja eben das Problem! Es
werden noch viel zu wenig
Daten erhoben.Wir stützen uns
sehr stark auf die Erkenntnisse
aus anderen Ländern wie zum
Beispiel Grossbritannien. Es
würde sich lohnen, viel mehr
Proben zu sequenzieren und
genauer zu ermitteln, welche
Varianten bei uns auftreten.
Diese Erkenntnisse müsste man
dannmit anderenDaten aus dem
Contact-Tracing kombinieren:
Wer hat wen wann angesteckt?
Wirkt sich das Alter oder der Job
auf das Infektionsrisiko aus? All
diese Erkenntnissewären essen­
ziell, doch wir haben sie nicht.

Der Bund versprach schon
im letzten Sommer, den
Austausch der kantonalen
Contact-Tracing-Daten zu
verbessern. Funktionieren die
Prozesse immer noch nicht?

Ich fürchte, nein. Wir von der
Taskforce haben leider noch
keine Daten gesehen. Solange
die Daten im Contact-Tracing
lückenhaft erfasst oder zu spät
ausgetauschtwerden,bleibenwir
im Blindflug. Ein Pilot, der von
seinem Nachtsichtgerät nur alle
15 Minuten verpixelte Bilder be­
kommt, lebt gefährlich. Genauso
verhält es sich im Kampf gegen
die Pandemie. Es bedrückt mich
enorm,dasswirnoch immereine
solch schlechte Datenlage haben.

Stichwort Ansteckungsorte:
Offenbar erinnern sich viele
Infizierte schlicht nicht daran,
wo sie sich in den letzten Tagen
aufgehalten haben.
Dasmag auch eine Rolle spielen.
Und wenn das Contact-Tracing
überlastet ist, haben die Mit­
arbeiter häufig auch keine Zeit,
mit den Infizierten alle Fragen
systematisch zu besprechen und
mehrere Tage zurückzugehen.
Das ist epidemiologisch nicht
gut, weil dann die Quarantäne­
strategie nicht richtig funktio­
niert. Und wo keine Daten sind,
gibt es schnell einen Basar von
Meinungen,wodurch man dann
wertvolle Zeit in der Pandemie­
bekämpfung verliert.

Die Kantone ärgerten sich,
weil das IT-Tool des Bundes
zur Erfassung der Impfungen
Anfang Januar noch nicht
flächendeckend einsatzfähig
war. Ihre Reaktion?
Jeder neue Fall digitalen Stol­
perns schmerzt mich. Es nützt
jetzt aber nichts,mit dem Finger
auf andere zu zeigen. Vielmehr
müssenwir anerkennen: Es steht
nicht einfach irgendwer auf dem
Schlauch. Die Daten-Infrastruk­
tur ist altertümlich. Wenn es
umdie Digitalisierung geht, sind
wir nicht das fortschrittlichste
Land, sondern technologisch
rund zwei Jahrzehnte im Rück­
stand. Das können wir als inno­
vatives Land doch besser!

Was also tun? Die Faxgeräte
rauswerfen und ein
Excel-Verbot verhängen?
(lacht) Über die Faxgeräte müs­
sen wir jetzt hoffentlich nicht
mehr reden. Im Ernst: Ein Um­
denken ist auf allen Ebenen nö­
tig: Die Politik muss die Frage
der Digitalisierung mindestens
gleich prioritärbehandelnwie die
Verteidigung oder die Finanzen.

In der Verwaltung müssen die
Menschen geschult werden. Und
auch die Bevölkerung muss mit­
genommen werden. Da kommt
wahnsinnigvielArbeit auf uns zu.

Auch die Swiss-Covid-App,
die Siemitentwickelt haben,
steht immerwieder in der
Kritik. Ganz ehrlich: Haben Sie
sich zu viel davon erhofft?
Ich hättemir erhofft, dass dieApp
besser in den Prozess integriert
wird.Wenn es fünf Tage dauert,
bis ein Infizierter einen Code
bekommt, tendiert der epidemio­
logischeNutzen rasch gegennull.
Die App selber funktioniert aber
gut, und sie könnte sich auch
im Zuge einer Exit-Strategie als
wertvolles Element erweisen.

Wie sähe Ihre persönliche
Lockerungsstrategie aus?
Das bleibt eine politische Frage.
Das Spektrum anMöglichkeiten
reicht von totaler Pandemie­
kontrolle, also No Covid, bis zur
unkontrolliertenDurchseuchung
mit all den entsprechenden ge­
sundheitlichen,wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Folgen.
Verfolgen wir einen Mittelweg,
macht eine vorsichtig gestaffelte
Öffnungmit begleitendenMass­
nahmen sicher Sinn.

Wann ist das alles vorbei?
Washeisstvorbei?DasViruswird
für den Rest unseres Lebens mit
uns sein. Die Hoffnung ist, dass
es über die Jahre hinweg zu einer
normalen Erkältung wird. Ich
würde aber sagen:WenndieRisi­
kogruppengeimpft sind, ist schon
ein grosser Teil des Problems
gelöst.Und spätestens,wennalle,
die eswollen,die Chance auf eine
Impfung hatten, sollten wir zu
einer gewissen Normalität zu­
rückkehren können. Es sei denn,
es taucht eine neueMutation auf,
gegendiediebisherigen Impfstof­
fe nicht viel ausrichten können.

Und dann: zurück auf
Feld eins?
Nein.DiemRNA-Impfstoffe zum
Beispiel könnten glücklicher­
weise rasch angepasst werden.
Es käme aber nochmals zu einer
Verzögerung – abhängig auch
von den Zulassungsprozessen.
Dass irgendwann eine Mutation
auftaucht, gegen die die aktuel­
len Impfstoffe nicht mehr gut
wirken, ist bei den jetzigen ho­
hen Fallzahlen leider ein Risiko.

«So lange bleiben wir im Blindflug»
Kampf gegen Covid Epidemiologe Marcel Salathé kritisiert, die Schweiz erfasse ein Jahr nach Ausbruch der Pandemie
noch immer zu wenig Daten. So könne der Bundesrat kaum eine sinnvolle Lockerungsstrategie beschliessen.

Marcel Salathé ist Assistenzprofessor an der ETH Lausanne und Mitglied der Science-Taskforce. Foto: Keystone

Der Bundesrat will erst später
über einen Ausstieg aus dem
Lockdown entscheiden, dann
nämlich, wenn Klarheit über
die Ausbreitung des mutierten
und deutlich ansteckenderen
Coronavirus herrscht. Damit hat
sich Gesundheitsminister Alain
Berset an der Regierungssitzung
vom Mittwoch mit seinen Vor­
schlägen durchgesetzt. Nächstes
Mal wird der Bundesrat voraus­
sichtlich in vierzehn Tagen über
Corona beraten, an der nächsten
ordentlichenBundesratssitzung.
NächsteWoche tagt der Bundes­
rat nicht, inBern sindSportferien.

Berset dämpfte bei seinem Auf­
tritt vor denMedien dieHoffnun­
gen auf einen schnellenAusstieg
aus demLockdown.Mit einer ra­
schen Aufhebung der geltenden
Massnahmen ist gemäss Berset
nicht zu rechnen. Im Gegenteil.
Die Schliessungsanordnung für
Restaurants und Läden könnte
noch über Ende Februar hinaus
andauern, dasselbe könnte für
Veranstaltungsverbote und Res­
triktionen in den Bereichen
Sport und Kultur gelten.

Über einen Plan, nach wel­
chen Kriterien geöffnet werden
soll, verfügt der Bundesrat der­

zeit nicht.Wörtlich sagte Berset:
«Wie wir lockern würden, wenn
wir könnten, wissen wir noch
nicht.» Gleichzeitig liess der In­
nenminister durchblicken, eine
Öffnung werde dieses Mal nicht
gleich erfolgen wie im Frühjahr.

Weiter Disziplin gefragt
Für Öffnungsschritte in den
nächstenWochen sprechen theo­
retisch die seit längerem sin­
kendenAnsteckungszahlen. Da­
gegen spricht die Entwicklung
mit den mutierten Coronaviren.
Diese könnten bei den Fall­
zahlen bald dominieren. Berset

sprach von einer Verdoppelung
der Briten-Mutation jedeWoche.
Der Bund sieht eine Art «Pande­
mie innerhalb der Pandemie».

«Es dauert noch einen Mo­
ment», sagte deshalb Berset. Ge­
fragt seien nun weiterhin Diszi­
plin, Distanzhalten und Hygie­
ne. Ziel des Bundesrats sei es,
für das Frühjahr eine gute Aus­
gangslage zu schaffen. Dies ge­
linge nur, wenn eine dritte Wel­
le verhindert werden könne.

Berset beschrieb die gegen­
wärtige Situationwiederholt als
ungünstig. Man müsse nun die
Entwicklung weiter beobachten

und die Situation fortlaufend
analysieren.

Zu den Corona-Massnahmen
hat der Bundesrat am Mittwoch
nur eine konkrete Entscheidung
gefällt. So sollen sich in der
Schweiz tätige Diplomatinnen
und Diplomaten, aber auch
Grenzgängerinnen und Grenz­
gänger, die in Schweizer Ge­
sundheitseinrichtungen arbeiten,
kostenlos gegen Corona impfen
lassen können. Der Bund über­
nimmt dafür die Kosten in Höhe
von rund 3,5 Millionen Franken.

Benjamin Gafner

Die Schweiz bleibt nochmindestens vierWochen im Lockdown
Pläne des Bundesrates Alain Berset deutet an, dass die geltendenMassnahmen über den Februar hinaus in Kraft bleiben könnten.

R-Wert wieder über 1

Die Corona-Zahlen entwickeln sich
weiter positiv: Rund 1500 Infektio-
nen werden aktuell pro Tag regist-
riert. Ein Minus von 16 Prozent im
Vergleich zur Vorwoche. Auch
die Zahlen der Spitaleintritte und
der Todesfälle geht weiter zurück.
Getrübt wird das Bild durch
den R-Wert, der angibt, wie viele
Personen eine infizierte Person
im Durchschnitt ansteckt. Er liegt
knapp über 1. Bestätigt sich die
Schätzung der ETH, müssten die
Fallzahlen wieder steigen. (red)

Daten beginnen zu fliessen

Das Ziel ist zur Hälfte erreicht.
Das Bundesamt für Gesundheit
will Daten für das Contact-Tracing
von Corona-Infizierten zentral
sammeln. Bis Ende Januar sollten
sich alle Kantone sowie das
Fürstentum Liechtenstein der
Datenbank anschliessen.
15 konnten den Termin einhalten,
wie Tobias Bär, Sprecher der

Gesundheitsdirektorenkonferenz,
bestätigt. Die anderen seien weit
fortgeschritten und dürften in den
nächsten Tagen ebenfalls damit
beginnen, ihre Daten einzu
speisen: Angaben zu Infizierten,
Kontaktpersonen sowie möglichen
Verbindungen. Ziel ist es, die
Verfolgung von Infektionsketten
über die Kantonsgrenzen hinweg

zu verbessern, Ausbrüche schnel-
ler zu erfassen und zusätzliche
Erkenntnisse, zum Beispiel zu
Ansteckungsorten, zu gewinnen.
Für eine positiv getestete Person
müssen die Kantone rund
70 Datenpunkte melden, von
Namen und Telefonnummer über
mögliche Infektionsquellen bis hin
zum Ort der Isolation. (ffe)
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